
Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über eine gemeinsame
Regelung für Ausgleichs- und Betreuungsleistungen für Fluggäste im Falle der Nichtbeförderung

und bei Annullierung oder großer Verspätung von Flügen

(2002/C 103 E/17)

(Text von Bedeutung für den EWR)

KOM(2001) 784 endg. — 2001/0305(COD)

(Von der Kommission vorgelegt am 21. Dezember 2001)

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT UND DER RAT —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge-
meinschaft, insbesondere auf Artikel 80 Absatz 2,

auf Vorschlag der Kommission,

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozialausschusses,

nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen,

gemäß dem Verfahren des Artikels 251 EG-Vertrag,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Maßnahmen der Gemeinschaft im Bereich des Luft-
verkehrs sollten unter anderem darauf abzielen, ein hohes
Schutzniveau für die Fluggäste sicherzustellen; ferner
sollte den Erfordernissen des Verbraucherschutzes in vol-
lem Umfang Rechnung getragen werden.

(2) Die Nichtbeförderung und Annullierungen oder erhebliche
Verspätungen von Flügen sind für die Fluggäste ein Är-
gernis und verursachen ihnen große Unannehmlichkeiten.

(3) Die Gemeinschaft sollte gemeinsame Mindestschutzstan-
dards festlegen, um die Fluggastrechte zu stärken und
um sicherzustellen, dass Luftfahrtunternehmen ihrer Ge-
schäftstätigkeit in einem liberalisierten Markt unter har-
monisierten Bedingungen nachgehen.

(4) Durch die Verordnung (EWG) Nr. 295/91 des Rates vom
4. Februar 1991 über eine gemeinsame Regelung für ein
System von Ausgleichsleistungen bei Nichtbeförderung im
Linienluftverkehr (1) wurde zwar ein grundlegender Schutz
für die Fluggäste geschaffen, die Anzahl der gegen ihren
Willen nicht beförderten Fluggäste ist aber immer noch
unannehmbar hoch. Dem ist am besten dadurch Abhilfe
zu schaffen, dass die Luftfahrtunternehmen angehalten
werden, Freiwillige zu suchen, die gegen eine Entschädi-
gung zum Verzicht auf ihre Buchung bereit sind, und
indem die Unternehmen durch eine Verpflichtung zur
Leistung exemplarisch hoher Ausgleichszahlungen davon
abgehalten werden, Fluggäste gegen deren Willen nicht zu
befördern.

(5) Fluggäste, die gegen ihren Willen nicht befördert werden,
sollten in der Lage sein, entweder ihre Reise unter Rück-
erstattung des Flugpreises zu stornieren oder diese unter
zufriedenstellenden Bedingungen fortzusetzen, und sie

sollten angemessen versorgt werden, während sie auf ei-
nen späteren Flug warten.

(6) Freiwilligen sollte es ebenfalls möglich sein, ihre Reise zu
stornieren oder unter zufriedenstellenden Bedingungen
fortzusetzen, da sie mit ähnlichen Schwierigkeiten kon-
frontiert sind wie nicht beförderte Fluggäste.

(7) Die Unannehmlichkeiten, die den Fluggästen durch die
Annullierung von Flügen entstehen, sollten gleichfalls ver-
ringert werden, sofern die Annullierung nicht aufgrund
außergewöhnlicher Umstände erfolgt, die nicht vom be-
treffenden Luftfahrtunternehmen oder seinem Auftragneh-
mer zu vertreten sind. Dies kann am besten erreicht wer-
den, indem die Luftfahrtunternehmen verpflichtet werden,
vor der planmäßigen Abflugzeit Kontakt mit den betrof-
fenen Fluggästen aufzunehmen und mit ihnen die Bedin-
gungen zu vereinbaren, unter denen diese zum Verzicht
auf ihre Buchung bereit sind.

(8) Fluggästen, deren Flüge annulliert werden und die nicht
freiwillig zum Verzicht auf ihre Buchung bereit sind, sollte
es möglich sein, entweder ihre Reise unter Erstattung des
Flugpreises zu stornieren oder diese unter zufriedenstel-
lenden Bedingungen fortzusetzen, und sie sollten ange-
messen versorgt werden, während sie auf einen späteren
Flug warten.

(9) Analog dazu sollte es Fluggästen, deren Flüge sich um
eine bestimmte Zeit verspäten, möglich sein, ihre Reise
zu stornieren oder unter zufriedenstellenden Bedingungen
fortzusetzen.

(10) Da die Unterscheidung zwischen Liniendiensten und
Nichtliniendiensten verblasst, sollte der Schutz sich nicht
auf die Fluggäste in Liniendiensten beschränken, sondern
sich auch auf die Fluggäste in Nichtliniendiensten, ein-
schließlich Flügen im Rahmen von Pauschal-, Ferien-
und Rundreisen, erstrecken.

(11) Da Reiseunternehmen in der Regel für die unternehmeri-
schen Entscheidungen in Bezug auf Pauschal-, Ferien- und
Rundreisen verantwortlich sind, sollten sie im Falle der
Nichtbeförderung und bei Annullierung oder großer Ver-
spätung von Flügen für die Erbringung der Ausgleichs-
und Betreuungsleistungen für Fluggäste im Rahmen von
Pauschal-, Ferien- und Rundreisen verantwortlich sein.

(12) Da papierlose Flugscheine immer weitere Verbreitung fin-
den, sollte diese Verordnung alle Arten von Flugscheinen
erfassen, um einen umfassenden Schutz der Fluggastrechte
zu gewährleisten.
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(13) Die Fluggäste sollten umfassend über ihre Rechte im Falle
der Nichtbeförderung und bei Annullierung oder großer
Verspätung von Flügen informiert werden, damit sie diese
Rechte wirksam wahrnehmen können.

(14) Die Mitgliedstaaten sollten Regeln für die Ahndung von
Verstößen gegen die Bestimmungen dieser Richtlinie fest-
legen und deren Durchsetzung gewährleisten. Die Sank-
tionen müssen wirksam, angemessen und abschreckend
sein.

(15) Die Verordnung (EWG) Nr. 295/91 sollte demgemäß auf-
gehoben werden —

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Gegenstand

Durch diese Verordnung werden Mindestrechte für Fluggäste in
folgenden Fällen festgelegt:

a) Nichtbeförderung;

b) Annullierung des Flugs aus Gründen, die vom betreffenden
Luftfahrtunternehmen oder seinem Auftragnehmer zu ver-
treten sind;

c) Verspätung des Flugs um eine bestimmte Zeit.

Artikel 2

Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck

a) „Luftfahrtunternehmen“ ein Lufttransportunternehmen mit
einer gültigen Betriebsgenehmigung;

b) „Luftfahrtunternehmen der Gemeinschaft“ ein Luftfahrt-
unternehmen mit einer gültigen Betriebsgenehmigung, die
von einem Mitgliedstaat der Gemeinschaft gemäß der Ver-
ordnung (EWG) Nr. 2407/92 (1) erteilt wurde;

c) „Reiseunternehmen“ Reiseveranstalter und Reisevermittler
im Sinne von Artikel 2 Nummer 2 und 3 der Richtlinie
90/314/EWG (2) des Rates mit Ausnahme von Luftfahrt-
unternehmen;

d) „Pauschalreise“ die in Artikel 2 Nummer 1 der Richtlinie
90/314/EWG definierten Leistungen;

e) „Flugschein“ ein gültiges, einen Anspruch auf Beförderungs-
leistung begründendes Dokument oder eine gleichwertige
Berechtigung in papierloser, auch elektronischer Form, das
bzw. die vom Luftfahrtunternehmen oder von dessen zuge-
lassenem Vermittler ausgegeben oder genehmigt wurde;

f) „bestätigte Buchung“ den Umstand, dass der Fluggast über
einen Flugschein oder einen anderen Beleg verfügt, woraus
hervorgeht, dass die Buchung vom Luftfahrtunternehmen
oder vom Reiseunternehmen registriert und bestätigt wurde;

g) „Code-Sharing“ den Fall, dass ein Fluggast mit einem Luft-
fahrtunternehmen, dem „Vertriebsunternehmen“, einen Be-
förderungsvertrag nebst bestätigter Buchung hat, aber von
einem anderen Luftfahrtunternehmen, dem „Betriebsunter-
nehmen“, befördert wird.

h) „Endziel“ den Zielort auf dem am Meldeschalter vorgelegten
Flugschein bzw. bei aufeinanderfolgenden Flügen den Zielort
des letzten Fluges.

Artikel 3

Anwendungsbereich

(1) Diese Verordnung gilt für Fluggäste, die auf Flughäfen
auf dem Gebiet eines Mitgliedstaats der Gemeinschaft, das
den Vertragsbestimmungen unterliegt, einen Flug antreten, so-
wie für Fluggäste, die einen Vertrag mit einem Luftfahrtunter-
nehmen der Gemeinschaft über eine auf dem Gemeinschafts-
gebiet angebotene Pauschalreise haben und von einem Flugha-
fen in einem Drittstaat einen Flug in das Gebiet eines Mitglied-
staats, das den Vertragsbestimmungen unterliegt, antreten, so-
fern sie in diesem Drittstaat nicht auf Ausgleichs- und Betreu-
ungsleistungen Anspruch haben, wenn sie

a) über eine bestätigte Buchung für einen Flug verfügen und
entweder vertragsgemäß und zu der zuvor schriftlich vom
Luftfahrtunternehmen, dem Reiseunternehmen oder einem
zugelassenen Reisevermittler angegebenen Zeit, oder — falls
keine Zeit angegeben wurde — spätestens dreißig Minuten
vor der veröffentlichten Abflugzeit zur Abfertigung erschei-
nen, oder

b) von einem Luftfahrtunternehmen oder Reiseunternehmen
von einem Flug, für den sie eine bestätigte Buchung inne-
hatten, aus einem beliebigen Grund auf einen anderen Flug
verlegt werden.

(2) Diese Verordnung gilt nicht für Fluggäste, die kostenlos
oder zu einem reduzierten Tarif reisen, der für die Öffentlich-
keit nicht unmittelbar oder mittelbar verfügbar ist. Fluggäste
mit Flugscheinen, die im Rahmen eines Kundenbindungspro-
gramms oder anderer Werbeprogramme von einem Luftfahrt-
unternehmen oder Reiseunternehmen ausgegeben wurden, fal-
len hingegen unter diese Verordnung.
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(3) Diese Verordnung gilt für alle Luftfahrtunternehmen
oder Reiseunternehmen, mit denen ein Fluggast im Sinne von
Absatz 1 und Absatz 2 Unterabsatz 2 einen Vertrag hat. Das
Reiseunternehmen oder — bei Code-Sharing — das Vertriebs-
unternehmen trifft mit dem Betriebsunternehmen die notwen-
digen Vorkehrungen, um die Durchführung der Bestimmungen
dieser Verordnung zu gewährleisten.

(4) Die Bestimmungen dieser Verordnung berühren die Flug-
gastrechte nach Richtlinie 90/314/EWG nicht.

Artikel 4

Regeln des Luftfahrtunternehmens oder des
Reiseunternehmens

Luftfahrtunternehmen und Reiseunternehmen legen gemäß die-
ser Verordnung die bei Nichtbeförderung von Fluggästen ange-
wandten Regeln, unter anderem zur Rangfolge der Beför-
derung, fest und geben diese der Öffentlichkeit zur Kenntnis.
Diese Regeln sind Bestandteil des Beförderungsvertrags oder der
Beförderungsbedingungen des Luftfahrt- oder Reiseunterneh-
mens.

Artikel 5

Verpflichtungen gegenüber den Fluggästen bei
Nichtbeförderung

(1) Falls für ein Luftfahrt- oder Reiseunternehmen die Not-
wendigkeit absehbar wird, Fluggästen die Beförderung zu ver-
weigern, so muss es zunächst die Fluggäste ermitteln, die bei
Ende der Abfertigungsfrist noch immer auf die Abfertigung für
den betreffenden Flug warten, und dann versuchen, Fluggäste
im Austausch gegen Leistungen unter Bedingungen, die zwi-
schen dem betreffenden Fluggast und dem Luftfahrt- oder Rei-
seunternehmen zu vereinbaren sind, zum freiwilligen Verzicht
auf ihre bestätigten Buchungen zu bewegen.

(2) Die Freiwilligen sind gemäß Artikel 8 zu versorgen, wo-
bei die Betreuungsleistungen zusätzlich zu den in Absatz 1
erwähnten Leistungen zu gewähren sind. Falls sich nicht genü-
gend Freiwillige finden, um die Beförderung der verbleibenden
Fluggäste mit bestätigten Buchungen mit dem betreffenden Flug
zu ermöglichen, kann das Luftfahrt- oder Reiseunternehmen
Fluggästen nach den vom Luftfahrt- oder Reiseunternehmen
gemäß Artikel 4 festgelegten Regeln die Beförderung verwei-
gern.

(3) Falls Fluggästen die Beförderung verweigert wird, muss
das Luftfahrt- oder Reiseunternehmen diesen unverzüglich die
Ausgleichsleistungen gemäß Artikel 7 und die Betreuungsleis-
tungen gemäß Artikel 8 und 9 erbringen.

(4) Verlegt ein Luftfahrt- oder Reiseunternehmen einen Flug-
gast in eine höhere Klasse als die, für die der Flugschein er-
worben wurde, so darf es dafür keinerlei Aufschlag oder andere
Zahlungsforderung erheben. Verlegt ein Luftfahrt- oder Reise-
unternehmen einen Fluggast in eine niedrigere Klasse als die,
für die der Flugschein erworben wurde, so erstattet es die
Preisdifferenz zwischen dem Flugschein des betreffenden Flug-
gasts und dem günstigsten veröffentlichten Tarif für die Klasse,
in die der Fluggast für diesen Reiseabschnitt verlegt wurde.

Artikel 6

Beförderung Behinderter und anderer Fluggäste mit
besonderen Bedürfnissen

Luftfahrt- und Reiseunternehmen dürfen behinderten Fluggäs-
ten und ihren Begleitpersonen, anderweitig in ihrer Mobilität
beeinträchtigten Fluggästen und Kindern ohne Begleitung die
Beförderung nicht verweigern.

Artikel 7

Ausgleichsanspruch

(1) Bei Nichtbeförderung erhalten Fluggäste Entschädigungs-
zahlungen in folgender Höhe:

a) 750 EUR bei Flügen über eine Entfernung von weniger als
3 500 km;

b) 1 500 EUR bei Flügen über eine Entfernung von mindestens
3 500 km.

Der Ermittlung der relevanten Entfernung wird der letzte Ziel-
ort zu Grunde gelegt, an dem der Fluggast infolge der Nicht-
beförderung nach der planmäßigen Ankunftszeit ankommt.

(2) Akzeptieren Fluggäste gemäß Artikel 8 die Weiterbeför-
derung zu ihrem Endziel mit einem anderen Flug, dessen An-
kunftszeit bei einer Entfernung von weniger als 3 500 km
nicht später als 2 Stunden und bei einer Entfernung von min-
destens 3 500 km nicht später als 4 Stunden nach der plan-
mäßigen Ankunft des ursprünglich gebuchten Flugs liegt, so
kann das betreffende Luftfahrt- oder Reiseunternehmen die
Ausgleichsleistung nach Absatz 1 um 50 % kürzen.

(3) Der in Absatz 1 genannte Ausgleich ist in bar oder, mit
schriftlichem Einverständnis des Fluggasts, per Überweisung,
per Scheck, als Reisegutschein und/oder anderer Dienst zu leis-
ten.

(4) Die in den Absätzen 1 und 2 genannten Entfernungen
werden nach der Methode der Großkreisentfernung ermittelt
(Orthodromstrecke).

Artikel 8

Betreuungsanspruch

(1) Bei Nichtbeförderung können Fluggäste wählen zwischen

a) der vollständigen Erstattung des Flugpreises nach den Bedin-
gungen, unter denen dieser entrichtet wurde, für nicht zu-
rückgelegte Reiseabschnitte sowie für bereits zurückgelegte
Reiseabschnitte, die im Hinblick auf den ursprünglichen
Reiseplan des Fluggastes zwecklos geworden sind, mit einem
Rückflug zum ersten Abflugort zum frühestmöglichen Zeit-
punkt;

b) schnellstmöglicher Weiterbeförderung zum Endziel unter
vergleichbaren Reisebedingungen; oder
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c) Weiterbeförderung zum Endziel unter vergleichbaren Reise-
bedingungen zu einem späteren Zeitpunkt nach Wunsch
des Fluggastes.

Ferner ist den Fluggästen unentgeltlich die Möglichkeit zu bie-
ten, am Endziel anzurufen und/oder ein Telex und/oder ein
Telefax und/oder eine E-mail zu versenden.

(2) Falls sich an einem Ort, in einer Stadt oder Region
mehrere Flughäfen befinden und ein Luftfahrt- oder Reiseunter-
nehmen einem Fluggast einen Flug zu einem anderen als dem
in der ursprünglichen Buchung vorgesehenen Zielflughafen an-
bietet, so trägt das Luftfahrt- oder Reiseunternehmen die Kos-
ten für die Beförderung von diesem Flughafen entweder zum
ursprünglichen vorgesehenen Zielflughafen oder zu einem an-
deren nahen, mit dem Fluggast vereinbarten Zielort.

Artikel 9

Anspruch auf Versorgung während der Wartezeit bis zu
einem späteren Flug

Bei Nichtbeförderung sind Fluggästen folgende Leistungen un-
entgeltlich anzubieten:

a) Mahlzeiten und Erfrischungen in angemessenem Verhältnis
zur Wartezeit;

b) Hotelunterbringung, falls ein Aufenthalt von einer Nacht
oder mehreren Nächten oder ein zusätzlicher Aufenthalt
notwendig ist.

Artikel 10

Annullierung

(1) Bei Annullierung eines Fluges gelten die folgenden Be-
stimmungen, sofern das Luftfahrt- oder Reiseunternehmen
nicht nachweisen kann, dass die Annullierung ausschließlich
aufgrund außergewöhnlicher Umstände erfolgte, die nicht von
ihm selbst oder seinem Auftragnehmer zu vertreten sind.

(2) Falls ein Luftfahrt- oder Reiseunternehmen einen Flug
vor der planmäßigen Abflugzeit annulliert oder die Annullie-
rung absehbar ist, unternimmt das Unternehmen alle Anstren-
gungen, um die betroffenen Fluggäste zu erreichen und mit
diesen die Bedingungen zu vereinbaren, unter denen sie zum
Verzicht auf ihre bestätigten Buchungen bereit sind. Den Flug-
gästen ist zumindest die Auswahl unter folgenden Leistungen
anzubieten:

a) Vollständige Erstattung des Flugpreises nach den Bedingun-
gen, unter denen dieser entrichtet wurde, für nicht zurück-
gelegte Reiseabschnitte sowie für bereits zurückgelegte Rei-
seabschnitte, die im Hinblick auf den ursprünglichen Reise-
plan des Fluggastes zwecklos geworden sind, mit einem
Rückflug zum ersten Abflugort zum frühestmöglichen Zeit-
punkt; oder

b) schnellstmögliche Weiterbeförderung zum Endziel unter
vergleichbaren Reisebedingungen; oder

c) Weiterbeförderung zum Endziel unter vergleichbaren Reise-
bedingungen zu einem späteren Zeitpunkt nach Wunsch
des Fluggastes.

(3) Den Fluggästen, mit denen das Luftfahrt- oder Reise-
unternehmen keine Einigung gemäß Absatz 2 erzielt und die
gemäß Artikel 3 Absatz 1 zur Abfertigung erscheinen, sind die
Ausgleichs- und Betreuungsleistungen anzubieten, die im Falle
der Nichtbeförderung gemäß Artikel 7, 8 und 9 zu gewähren
sind.

Artikel 11

Verspätung

(1) Falls für ein Luftfahrt- oder Reiseunternehmen absehbar
wird, dass die Abflugzeit bei einem Flug über eine Entfernung
von weniger als 3 500 km sich um 2 Stunden oder mehr und
bei einem Flug über eine Entfernung von mindestens
3 500 km um 4 Stunden oder mehr nach der planmäßigen
Abflugzeit verzögert, so sind den Fluggästen die im Falle der
Nichtbeförderung gemäß Artikel 8 zu gewährenden Betreu-
ungsleistungen anzubieten.

In jedem Fall müssen diese Betreuungsleistungen bei einem
Flug über eine Entfernung von weniger als 3 500 km spätes-
tens 2 Stunden und bei einem Flug über eine Entfernung von
mindestens 3 500 km spätestens 4 Stunden nach der plan-
mäßigen Abflugzeit angeboten werden.

(2) Falls für ein Luftfahrt- oder Reiseunternehmen absehbar
wird, dass die Abflugzeit sich um 2 Stunden oder mehr nach
der planmäßigen Abflugzeit verzögert, so sind behinderten
Fluggästen und ihren Begleitpersonen, anderweitig in ihrer Mo-
bilität beeinträchtigten Fluggästen und Kindern ohne Begleitung
unverzüglich die im Falle der Nichtbeförderung gemäß Artikel
9 zu gewährenden Betreuungsleistungen sowie jegliche sonstige
Unterstützung anzubieten, die aufgrund der besonderen Bedürf-
nisse dieser Fluggäste angezeigt ist.

Artikel 12

Weitere Entschädigung

Diese Verordnung gilt ohne Vorgriff auf die Befassung der
zuständigen Gerichte durch einen Fluggast, der weiter gehende
Entschädigungsansprüche durchsetzen möchte.

Artikel 13

Ausgleichsleistungen von Dritten

Falls ein Luftfahrt- oder Reiseunternehmen eine Ausgleichsleis-
tung erbringt oder die sonstigen sich aus dieser Verordnung
ergebenden Verpflichtungen erfüllt, so kann keine Bestimmung
dieser Verordnung als Beschränkung seines etwaigen Rechts-
anspruches auf Schadenersatz von einem Dritten ausgelegt wer-
den.
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Artikel 14

Verpflichtung zur Information der Fluggäste über ihre
Rechte

(1) Die für die Abfertigung der Fluggäste verantwortliche
juristische Person stellt sicher, dass ein deutlich lesbarer Hin-
weis mit folgendem Wortlaut für die Fluggäste deutlich sichtbar
im Abfertigungsbereich angebracht ist: „Falls Ihnen die Beför-
derung verweigert wird oder falls Ihr Flug annulliert wird oder
sich um mindestens zwei Stunden verspätet, sollten Sie am
Abfertigungsschalter oder am Flugsteig schriftliche Auskunft
über ihre Rechte, insbesondere in Bezug auf Ausgleichs- und
Betreuungsleistungen, verlangen.“

(2) Ein Luftfahrt- oder Reiseunternehmen, das Fluggästen die
Beförderung verweigert oder einen Flug annulliert, muss jedem
betroffenen Fluggast einen schriftlichen Vermerk aushändigen,
in dem die Regeln für Ausgleichs- und Betreuungsleistungen
gemäß den Bestimmungen dieser Verordnung dargelegt wer-
den. Ferner sind alle von einer Verspätung um mindestens
zwei Stunden betroffenen Fluggäste entsprechend zu unterrich-
ten.

Artikel 15

Ausschluss der Rechtsbeschränkung

Die Verpflichtungen gegenüber Fluggästen gemäß dieser Ver-
ordnung können insbesondere durch abweichende oder restrik-
tive Bestimmungen im Beförderungsvertrag nicht eingeschränkt
oder ausgeschlossen werden.

Artikel 16

Sanktionen

Die Mitgliedstaaten legen Regeln für die Ahndung von Verstö-
ßen gegen die Bestimmungen dieser Verordnung fest und er-
greifen alle erforderlichen Maßnahmen, um deren Durchfüh-
rung zu gewährleisten. Die vorgesehenen Sanktionen müssen
wirksam, angemessen und abschreckend sein. Die Mitgliedstaa-
ten teilen diese Vorschriften der Kommission spätestens am
1. Januar 2004 mit und melden unverzüglich alle sie betref-
fenden Änderungen.

Artikel 17

Durchsetzung

Jeder Mitgliedstaat benennt die für die Durchsetzung dieser
Verordnung zuständige Stelle und veröffentlicht die Benen-
nung. Diese Stelle ist zuständig für die Durchsetzung der Ver-

ordnung in den Flughäfen auf dem Gebiet des Mitgliedstaats
und in Bezug auf Flüge aus Drittstaaten zu Flughäfen auf die-
sem Gebiet. Die Stelle ist unter anderem dafür zuständig, Be-
schwerden über die Einhaltung dieser Verordnung zu unter-
suchen und die notwendigen Maßnahmen zu ergreifen, um
sicherzustellen, dass die Fluggastrechte geachtet werden.

Artikel 18

Beschwerden

Fluggäste können sich bei jeder von einem Mitgliedstaat be-
nannten Stelle über mögliche Verstöße gegen diese Verordnung
auf jedem Flughafen auf dem Gebiet eines Mitgliedstaats [das
den Vertragsbestimmungen unterliegt?] oder in Bezug auf jeden
Flug von einem Drittstaat zu einem Flughafen auf diesem Ge-
biet beschweren. Falls die befasste Stelle nicht zuständig ist,
leitet sie die Beschwerde an die in diesem Fall für die Durch-
setzung der Verordnung zuständige Stelle weiter. Die zustän-
dige Stelle untersucht die Beschwerde und ergreift alle notwen-
digen Maßnahmen, um sicherzustellen, dass die Fluggastrechte
geachtet werden.

Artikel 19

Bericht

Die Kommission berichtet dem Europäischen Parlament und
dem Rat spätestens am 1. Januar 2008 über die Anwendung
und die Ergebnisse dieser Verordnung, insbesondere in Bezug
auf die Häufigkeit von Fällen der Nichtbeförderung und der
Annullierung von Flügen.

Dem Bericht sind erforderlichenfalls Legislativvorschläge bei-
zufügen.

Artikel 20

Aufhebung

Die Verordnung (EWG) Nr. 295/91 wird aufgehoben.

Artikel 21

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Ver-
öffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften in
Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt
unmittelbar in jedem Mitgliedstaat.
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